
25. Gesetz vom 14. Dezember 2000, mit dem das Salzburger
Bezügegesetz 1998, das Salzburger Bezügegesetz 1992 und

das Gemeindeorgane-Bezügegesetz geändert werden

Der Salzburger Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Salzburger Bezügegesetz 1998, LGBl Nr 3, in der
Fassung der Gesetze LGBl Nr 68/1998 und 98/2000 wird
geändert wie folgt:

1. Im § 11 Abs 1 wird der Prozentsatz „11,75 %“ durch
den Prozentsatz „12,55 %“ ersetzt.

2. Im § 18 wird angefügt:
„(3) § 11 Abs 1 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr

25/2001 tritt mit Beginn des auf die Kundmachung folgenden
Monats in Kraft.“

Artikel II

Das Salzburger Bezügegesetz 1992, LGBl Nr 67, zuletzt
geändert durch das Gesetz LGBl Nr 1/2001, wird geändert wie
folgt:

1. Im § 1 Abs 1 entfällt die Wortfolge „und Leistungen aus
Anlaß des Todesfalles“.

2. § 7 Abs 2 lautet:
„(2) Der Pensionsbeitrag beträgt 15,3 % des Bezuges und

der Sonderzahlungen.“

3. Im § 8 werden folgende Änderungen vorgenommen:
3.1. Im Abs 1 wird die Verweisung „des § 8 des Pensions-

gesetzes 1965“ durch die Verweisung „des § 13 des Landes-
beamten-Pensionsgesetzes – LB-PG“ ersetzt.

3.2. Im Abs 2 entfällt der letzte Satz.
3.3. Im Abs 3 wird der Ausdruck „des 60. Lebensjahres“

durch den Ausdruck „des 738. Lebensmonats“ ersetzt.
3.4. Nach Abs 3 wird eingefügt:
„(3a) Für Mitglieder des Landtages, die in den in der

folgenden Tabelle angegebenen Zeiträumen geboren sind, tritt
an die Stelle des im Abs 3 angeführten 738. Lebensmonats der
jeweils in der rechten Tabellenspalte angeführte Lebensmonat:

bis einschließlich 1. Jänner 1942 720  

2. Jänner 1942 bis 1. April 1942 722  
2. April 1942 bis 1. Juli 1942 724  
2. Juli 1942 bis 1. Oktober 1942 726  
2. Oktober 1942 bis 1. Jänner 1943 728  
2. Jänner 1943 bis 1. April 1943 730  
2. April 1943 bis 1. Juli 1943 732  
2. Juli 1943 bis 1. Oktober 1943 734  
2. Oktober 1943 bis 1. Jänner 1944 736  

3.5. Abs 7 lautet:
„(7) Für den Ruhebezug wegen Unfähigkeit zur weiteren

Funktionsausübung findet der § 14 LB-PG mit der Maßgabe
sinngemäß Anwendung, dass an die Stelle der Landesregierung
der Präsident des Landtages, an die Stelle der ruhegenuss-
fähigen Landesdienstzeit die Zeiten der Funktionsausübung
und an die Stelle der Versetzung in den Ruhestand das
Ausscheiden aus dem Landtag zu treten hat.“

3.6. Abs 9 entfällt, der bisherige Abs 10 erhält die
Absatzbezeichnung „(9)“.

4. Im § 9 entfällt der Abs 2 und erhalten die Abs 3 und 4
die Absatzbezeichnungen „(2)“ bzw „(3)“.

5. Im § 10 werden folgende Änderungen vorgenommen:
5.1. Die Abs 3 und 4 werden durch folgende Bestimmung

ersetzt:
„(3) Zur Ermittlung des Prozentsatzes wird vorerst der An-

teil der Berechnungsgrundlage des überlebenden Ehegatten
in Prozent der Berechnungsgrundlage des verstorbenen
Mitgliedes des Landtages errechnet. Bei einem Anteil von 100
% beträgt der Prozentsatz 40. Er erhöht oder vermindert sich
für jeden vollen Prozentpunkt des Anteils, der 100 unter-
schreitet bzw übersteigt, um 0,3. Er ist jedoch nach oben hin
mit 60 und nach unten hin mit Null begrenzt.“

5.2. Der bisherige Abs 5 erhält die Absatzbezeichnung
„(4)“.

6. § 11 entfällt.

7. Im § 19 Abs 2 wird der Prozentsatz „17,5 %“ durch den
Prozentsatz „18,3 %“ ersetzt.

8. Im § 20 werden folgende Änderungen vorgenommen:
8.1. Im Abs 2 wird der letzte Satz durch folgende Bestim-

mung ersetzt: „Die Funktionsdauer ist abweichend von der
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Bestimmung des § 6 Abs 5 LB-PG in vollen Jahren auszu-
drücken. Dabei werden Bruchteile eines Jahres, wenn sie
mindestens sechs Monate betragen, als ein volles Jahr
gerechnet, anderenfalls bleiben sie unberücksichtigt.“

8.2. Im Abs 3 wird die Wortfolge „des 60. Lebensjahres“
durch die Wortfolge „des 738. Lebensmonats“ ersetzt.

8.3. Nach Abs 3 wird eingefügt:
„(3a) § 8 Abs 3a findet sinngemäß Anwendung.“

9. § 23 lautet:

„§ 23

Die sinngemäße Anwendung des § 28 Abs 2 LB-PG hat
mit der Maßgabe zu erfolgen, dass keine Mindestdauer der
Funktionsausübung erforderlich ist.“

10. Im § 24 werden folgende Änderungen vorgenommen:
10.1. Im Abs 4 wird angefügt: „Von den Ruhe- und

Versorgungsbezügen ist unter Anwendung des § 47 LB-PG
ein Beitrag zu entrichten; dies gilt auch für solche Bezüge nach
früheren Bezügegesetzen des Landes.“

10.2. Im Abs 5 wird der Ausdruck „des 55. Lebensjahres“
durch den Ausdruck „des 678. Lebensmonats“ ersetzt.

10.3. Nach Abs 5 wird eingefügt:
„(5a) Für Mitglieder des Landtages oder der Landes-

regierung, die in den in der folgenden Tabelle angegebenen
Zeiträumen geboren sind, tritt an die Stelle des im Abs 5 letzter
Satz angeführten 678. Lebensmonats der jeweils in der rechten
Tabellenspalte angeführte Lebensmonat: 

bis einschließlich 1. Jänner 1947 660 
2. Jänner 1947 bis 1. April 1947 662  
2. April 1947 bis 1. Juli 1947 664  
2. Juli 1947 bis 1. Oktober 1947 666  
2. Oktober 1947 bis 1. Jänner 1948 668  
2. Jänner 1948 bis 1. April 1948 670  
2. April 1948 bis 1. Juli 1948 672 
2. Juli 1948 bis 1. Oktober 1948 674  
2. Oktober 1948 bis 1. Jänner 1949 676  

Verringert sich das Ruhebezugsanfallsalter nach Abs 5 letzter
Satz um weniger als fünf Jahre, sind zu dem jeweiligen, in der
Tabelle angeführten Lebensmonat hinzuzählen:

bei einer Verringerung um vier Jahre 12 Lebensmonate  
bei einer Verringerung um drei Jahre 24 Lebensmonate  
bei einer Verringerung um zwei Jahre 36 Lebensmonate  
bei einer Verringerung um ein Jahr 48 Lebensmonate  

11. Im § 25 wird angefügt:
„(11) Die §§ 1 Abs 1, 7 Abs 2, 8 Abs 1, 2, 7 und 9, 9,10,

19 Abs 2, 20 Abs 2, 23, 24 Abs 4 sowie die §§ 26, 28 Abs 3
und 30 Abs 7 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr 25/2001
treten mit Beginn des auf die Kundmachung folgenden
Monats, die §§ 8 Abs 3 und 3a, 20 Abs 3 und 3a sowie 24
Abs 5 und 5a in der Fassung desselben Gesetzes treten mit
1. Jänner 2002 in Kraft. § 8 Abs 9 und § 11 in der bisherigen
Fassung treten gleichzeitig mit dem Inkrafttreten des § 1 Abs 1
in der geänderten Fassung außer Kraft.

(12) In Ruhe- und Versorgungsbezüge, die im Zeitpunkt
des Inkrafttretens der Änderungen durch das Gesetz LGBl
Nr 25/2001 bereits gewährt werden, wird mit Ausnahme der
Erhöhung des Pensionssicherungsbetrages nicht eingegriffen.“

12. Im § 26 entfällt der Abs 3.

13. Im §28 Abs3 werden im zweiten Satz der Prozentpunktewert

„0,02417“ durch den Prozentpunktewert „0,02550“ und der Pro-
zentsatz „8,7%“ durch den Prozentsatz „9,18%“ und im abschlie-
ßenden Klammerausdruck in der Formel die Zahl „14,5“ durch die
Zahl „15,3“, die Zahl „0,02417“ durch die Zahl „0,02550“ und der
Prozentsatz „8,7 %“ durch den Prozentsatz „9,18 %“ ersetzt.

14. Im § 30 Abs 7 werden im zweiten Satz der Prozentsatz
„8,7 %“ durch den Prozentsatz „9,18 %“ und im abschließ-
enden Klammerausdruck in der Formel nach dem 1. Satz die
Zahl „14,5“ durch die Zahl „15,3“ und die Zahl „17,5“ durch
die Zahl „18,3“ und in der Formel nach dem 2. Satz die Zahl
„8,7“ durch die Zahl „9,18“ ersetzt.

Artikel III

Das Gesetz vom 24. März 1976, LGBl Nr 39, über die
Bezüge der Mitglieder der Gemeindeorgane, zuletzt geändert
durch das Gesetz LGBl Nr 29/1999, wird geändert wie folgt:

1. Im § 5 werden folgende Änderungen vorgenommen:
1.1. Im Abs 2 wird der Ausdruck „des 60. Lebensjahres“

durch den Ausdruck „des 738. Lebensmonats“ ersetzt.
1.2. Nach Abs 2 wird eingefügt:
„(2a) Für Bürgermeister, die in den in der folgenden Tabelle

angegebenen Zeiträumen geboren sind, tritt an die Stelle des
im Abs 2 angeführten 738. Lebensmonats der jeweils in der
rechten Tabellenspalte angeführte Lebensmonat:

bis einschließlich 1. Jänner 1942 720  
2. Jänner 1942 bis 1. April 1942 722  
2. April 1942 bis 1. Juli 1942 724  
2. Juli 1942 bis 1. Oktober 1942 726  
2. Oktober 1942 bis 1. Jänner 1943 728  
2. Jänner 1943 bis 1. April 1943 730  
2. April 1943 bis 1. Juli 1943 732  
2. Juli 1943 bis 1. Oktober 1943 734  
2. Oktober 1943 bis 1. Jänner 1944 736  

1.3. Im Abs 4 wird die Verweisung „der § 9 Abs 1, 3 bis 5
des Pensionsgesetzes 1965“ durch die Verweisung „§ 9 des
Pensionsgesetzes 1965“ ersetzt.

2. Im § 6 Abs 2 wird der Prozentsatz „14,5 %“ durch den
Prozentsatz „15,3 %“ ersetzt.

3. Im § 12 Abs 3 werden im zweiten Satz der Prozent-
punktewert „0,03356“ durch den Prozentpunktewert
„0,03542“, der Prozentsatz „7,25 %“ durch den Prozentsatz
„7,65 %“ und im abschließenden Klammerausdruck in der
Formel die Zahl „14,5“ durch die Zahl „15,3“, die Zahl
„0,03356“ durch die Zahl „0,03542“ und der Prozentsatz
„7,25 %“ durch den Prozentsatz „7,65 %“ ersetzt.

4. Im § 14 Abs 6 werden im zweiten Satz der Prozentsatz
„7,25 %“ durch den Prozentsatz „7,65 %“ und im abschließen-
den Klammerausdruck in der Formel nach dem 1. Satz die Zahl
„14,5“ durch die Zahl „15,3“ und in der Formel nach dem 
2. Satz die Zahl „7,25“ durch die Zahl „7,65“ ersetzt.

5. Nach § 16 wird angefügt:

„Inkrafttreten ab dem LGBl Nr 5/1998 novellierter 
Bestimmungen und Übergangsbestimmungen dazu

§ 17

(1) Die §§ 1, 2 Abs 2, 3, 5, 6 Abs 1, 10 bis 12 und 14 bis 16 in
der Fassung des Gesetzes LGBl Nr 5/1998 treten mit 1. Juli 1998,
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§ 6 Abs 2 mit 1. Mai 1995 und § 13 mit 1. Jänner 1998 in Kraft.
(2) Auf Verfahren betreffend den Ersatz eines Verdienst-

entganges, die am 1. Juli 1998 anhängig sind, finden die bisher
geltenden Bestimmungen weiterhin Anwendung.

§ 18

(1) Die §§ 5 Abs 1 und 3, 12 Abs 3 und 15 Abs 1 bis 3 in
der Fassung des Gesetzes LGBl Nr 68/1998 treten mit 1. Juli
1998 in Kraft.

(2) § 5 Abs 1 und 3 in der Fassung des Gesetzes LGBl
Nr 68/1998 findet nur auf Bürgermeister Anwendung, die
nach dem 30. Juni 1998 aus dem Amt ausscheiden.

§ 19

§ 5 Abs 8 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr 29/1999
tritt mit 1. Jänner 2000 in Kraft.

§ 20

(1) Die §§ 5 Abs 4, 6 Abs 2, 12 Abs 3 und 14 Abs 6 sowie
17 bis 19 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr 25/2001 treten
mit Beginn des auf die Kundmachung folgenden Monates, § 5
Abs 2 und 2a in der Fassung desselben Gesetzes tritt mit 
1. Jänner 2002 in Kraft.

(2) Art II des Abschnittes VI des Gesetzes LGBl Nr 5/1998
und Art IV des Gesetzes LGBl Nr 68/1998 treten gleichzeitig
mit dem Inkrafttreten der §§ 17 und 18 außer Kraft.

(3) Im Art II Abs 4 des Gesetzes LGBl Nr 70/1992 wird der
Ausdruck ‚des 55. Lebensjahres‘ durch den Ausdruck ‚des
678. Lebensmonats‘ ersetzt. Für das Wirksamwerden dieser
Änderung gelten die im § 24 Abs 5a des Salzburger Bezüge-
gesetzes 1992 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr 25/2001
getroffenen Übergangsbestimmungen sinngemäß.

(4) Abs 3 tritt mit 1. Jänner 2002 in Kraft.
(5) In Ruhe- und Versorgungsbezüge, die im Zeitpunkt des

Inkrafttretens der Änderungen durch das Gesetz LGBl
Nr 25/2001 bereits gewährt werden, wird mit Ausnahme der
Erhöhung des Pensionssicherungsbetrages nicht eingegriffen.“

Schreiner
Schausberger

26. Gesetz vom 13. Dezember 2000, mit dem das Salzburger
Landes-Beamtengesetz 1987 und das Salzburger Landes

Vertragsbedienstetengesetz 2000 geändert werden

Der Salzburger Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Salzburger Landes-Beamtengesetz 1987, LGBl Nr 1,
zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl Nr 17/2001, wird
dahingehend geändert, dass im § 84 der erste Satz durch
folgende Bestimmungen ersetzt wird: „Der Vorrückungs-
stichtag ist dadurch zu ermitteln, dass folgende Zeiten zur
Gänze vorangestellt werden:
1. die unmittelbar vor dem Tag der Aufnahme in das öffentlich-

rechtliche Dienstverhältnis in einem Dienstverhältnis zu
einer inländischen Gebietskörperschaft oder einem
Gemeindeverband verbrachten Zeiten;

2. die unmittelbar vor dem in Z 1 genannten Tag in einem

Dienstverhältnis zu einer Einrichtung verbrachten Zeiten,
die in einem anderen Mitgliedsstaat der Europäischen Union
oder einer sonstigen Vertragspartei des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum einer Gebiets-
körperschaft oder einem Gemeindeverband entspricht.

Sonstige Dienstzeiten werden zu 60 % vorangestellt.“

Artikel II

Das Salzburger Landes-Vertragsbedienstetengesetz 2000,
LGBl Nr 4, in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr 17/2001 wird
geändert wie folgt:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird 
1.1. nach § 35 eingefügt:

„§ 35a Bildungskarenz“ und
1.2. in der Zeile betreffend das Inkrafttreten novellierter

Bestimmungen und Übergangsbestimmungen dazu wird das
Zitat „§ 78“ durch den Ausdruck „§ 78 ff“ erzetzt.

2. Nach § 35 wird eingefügt:

„Bildungskarenz

§ 35a

(1) Mit Vertragsbediensteten, deren Dienstverhältnis bereits
ununterbrochen drei Jahre gedauert hat, kann ein Karenz-
urlaub zu Bildungszwecken (Bildungskarenz) vereinbart
werden, wenn keine zwingenden dienstlichen Gründe ent-
gegenstehen. Die Dauer der Bildungskarenz muss mindestens
drei Monate und darf höchstens ein Jahr betragen. Eine
neuerliche Bildungskarenz kann erst drei Jahre nach der
Rückkehr aus einer Bildungskarenz vereinbart werden.

(2) Für die Dauer eines in eine Bildungskarenz fallenden
Beschäftigungsverbotes nach den §§ 3 oder 5 MSchG, eines
Karenzurlaubes nach den §§ 15 oder 15b MSchG oder den 
§§ 2 oder 5 EKUG, eines Präsenzdienstes gemäß § 27 des
Wehrgesetzes 1990 oder eines Zivildienstes gemäß § 6a des
Zivildienstgesetzes ist die Vereinbarung über die Bildungs-
karenz unwirksam.“

3. Im § 66 wird nach Abs 3 eingefügt:
„(3a) Die Inanspruchnahme oder beabsichtigte Inan-

spruchnahme einer Bildungskarenz gemäß § 35a ist kein
Grund, der den Dienstgeber zur Kündigung berechtigt.“

4. Im § 70 wird nach Abs 10 eingefügt:
„(10a) Bei karenzierten Vertragsbediensteten ist der letzte

vor Beginn des Karenzurlaubes gebührende Monatsbezug für
die Berechnung der Abfertigung maßgeblich.“

5. Im § 76 wird vor der Z 29 ein- bzw nach dieser Zahl
angefügt:
„28a. Wehrgesetz 1990 – WG, BGBl Nr 305, zuletzt geändert

durch das Gesetz BGBl I Nr 121/1998;“
„30. Zivildienstgesetz 1986 – ZDG, BGBl Nr 679/1986, zuletzt

geändert durch das Gesetz BGBl I Nr 29/1998 und die
Kundmachung BGBl I Nr 35/1998.“

6. Nach § 78 wird angefügt:

„§ 79

Die §§ 35a, 66 Abs 3a, 70 Abs 10a und 76 in der Fassung
des Gesetzes LGBl Nr 26/2001 treten mit 1. März 2001 in Kraft.“

Schreiner
Schausberger
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27. Gesetz vom 14. Dezember 2000, mit dem das Salzburger
Tagesbetreuungsgesetz geändert wird

Der Salzburger Landtag hat beschlossen:

Das Salzburger Tagesbetreuungsgesetz, LGBl Nr 84/1992,
in der Fassung der Gesetze LGBl Nr 59/1996 und Nr 12/1999
wird geändert wie folgt:

1. Nach § 6 wird eingefügt:

„Inkrafttreten und Übergangsbestimmung

§ 6a

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Jänner 1993 in Kraft.
(2) Pflegebewilligungen, die Tageseltern auf Grund der

Salzburger Jugendwohlfahrtsordnung, LGBl Nr 39/1956, für
die Betreuung bestimmter Kinder erteilt worden sind, gelten
als allgemeine Bewilligung gemäß § 2.“

2. Im § 7 werden folgende Änderungen vorgenommen:
2.1. Im Abs 3 lautet der zweite Satz: „§ 5 Abs 4a tritt mit

Ablauf des 31. Dezember 2002 außer Kraft.“
2.2. Nach Abs 3 wird angefügt:
„(4) § 6a in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr 27/2001

tritt mit 1. Jänner 1993 in Kraft. Gleichzeitig tritt Art III Abs 1
und 2 erster Satz des Gesetzes LGBl Nr 84/1992 außer Kraft.
Der zweite und dritte Satz des Art III Abs 2 treten mit 1. Jänner
2001 außer Kraft.

(5) Abs 3 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr 27/2001
tritt mit 31. Dezember 2000 in Kraft.“

Schreiner
Schausberger

28. Gesetz vom 14. Dezember 2000, mit dem das Salzburger
Behindertengesetz 1981 geändert wird

Der Salzburger Landtag hat beschlossen:

Das Salzburger Behindertengesetz 1981, LGBl Nr 93, in der
Fassung der Gesetze LGBl Nr 76/1996, Nr 14/1999 und
Nr 6/2000 wird geändert wie folgt:

1. Im § 5 Abs 1 erhält die lit f die Bezeichnung „g)“ und
wird nach der lit e eingefügt:
„f) Hilfe zur sozialen Betreuung (§ 10a);“

2. Nach § 10 wird eingefügt:

„Hilfe zur sozialen Betreuung

§ 10a

(1) Die Hilfe zur sozialen Betreuung in Einrichtungen soll
dem Behinderten dazu dienen, einen nicht weiter verbesse-
rungsfähigen Entwicklungsstatus zu stabilisieren, dem Verlust
an persönlichen Fähigkeiten entgegenzuwirken und nachteilige
Entwicklungen so gut wie möglich zu verzögern.

(2) Während des Aufenthaltes in einer Einrichtung der
sozialen Betreuung kann dem Behinderten, wenn dies zur
Bestreitung seines täglichen Bedarfes notwendig ist, ein
Taschengeld gewährt werden.“

3. Die §§ 12 und 13 lauten:

„Einrichtungen der Eingliederungshilfe

§ 12

(1) Für die Eingliederungshilfe dürfen, soweit im Abs 3 nicht
anderes bestimmt ist, nur Einrichtungen in Anspruch genom-
men werden, mit deren Rechtsträger das Land einen privat-
rechtlichen Vertrag insbesondere über die Aufgabenstellungen
und die dabei zu erbringenden Leistungen, die Aufnahme-
kriterien und Einweisungsrechte, die sachlichen, personellen
und wirtschaftlichen Voraussetzungen sowie über die sich
nach § 13 ergebenden Leistungsentgelte geschlossen hat. Der
Abschluss einer solchen Vereinbarung darf nur erfolgen, wenn
1. ein objektivierter Bedarf an der Einrichtung gegeben ist;
2. die Einrichtung über geeignete Anlagen und die für die zu

bringenden Leistungen erforderliche sachliche und
personelle Ausstattung verfügt;

3. die Voraussetzungen für die Finanzierungsleistungen des
Landes gemäß § 13 vorliegen; und

4. das Land vom Leistungserbringer befugt wird, dessen
Gebarung selbst, durch beauftragte Dritte oder nach den
Bestimmungen des Salzburger Landesrechnungshof-
gesetzes zu kontrollieren.
(2) Das Nähere über die Lage, die Baulichkeiten, den Betrieb,

die sachliche und personelle Ausstattung der Einrichtungen,
die an das Personal zu stellenden Anforderungen sowie das
Dokumentations- und Berichtswesen kann durch Verordnung
der Landesregierung festgelegt werden. Dabei ist auf die
Aufgabe der Behindertenhilfe bzw den Zweck der Eingliede-
rungshilfe (§§ 1 und 4) Bedacht zu nehmen.

(3) Die Inanspruchnahme von Einrichtungen nach dem
Salzburger Kindergartengesetz, von Sonderhorten, Schulen,
Schülerheimen, Heil- und Pflegeanstalten, Kuranstalten und
Einrichtungen der Kinder- und Jugendwohlfahrt setzt keinen
Vertrag im Sinn des Abs 1 voraus. Das Gleiche gilt für die
Inanspruchnahme von Einrichtungen außerhalb des Landes
Salzburg und für Arbeitgeber bei Leistungen nach § 11, soweit
es sich nicht um Betriebe gemäß § 11 Abs 2 handelt. Die
Behörde hat sich jedoch vor Inanspruchnahme von Einrichtun-
gen außerhalb des Landes davon zu überzeugen, dass diese
von der für sie zuständigen Behörde nach vergleichbaren
Vorschriften förmlich anerkannt sind oder vom örtlichen
zuständigen Träger vergleichbarer Hilfeleistungen selbst in
Anspruch genommen werden. Die Beziehungen des Landes
zu Rechtsträgern solcher Einrichtungen können durch
privatrechtlichen Vertrag geregelt werden.

(4) Zur Sicherstellung der Erfordernisse der Behindertenhilfe
können privatrechtliche Verträge im Sinn des Abs 1 auch zeitlich
befristet geschlossen werden. Privatrechtliche Verträge im Sinn
des Abs 1 sind aufzulösen, wenn die Voraussetzungen für
ihren Abschluss nicht mehr vorliegen.

Finanzierung von Einrichtungen der Eingliederungshilfe

§ 13

(1) Soweit Einrichtungen der Eingliederungshilfe nicht zur
Verfügung stehen und auch derartige Einrichtungen in anderen
Bundesländern nicht in Anspruch genommen werden können,
hat das Land solche Einrichtungen unter Bedachtnahme auf
die regionalen Verhältnisse und unter Berücksichtung der für
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die jeweilige Zielgruppe bereits zur Verfügung stehenden
Einrichtungen in einem wirtschaftlich vertretbaren Ausmaß
sowie im Rahmen der dafür im Landeshaushalt vorgesehenen
Mittel durch Investitionszuschüsse und/oder Leistungsentgelte
sicherzustellen. Diese Verpflichtung zur Sicherstellung bezieht
sich nicht auf geschützte Arbeitsplätze und geschützte
Werkstätten.

(2) Investitionszuschüsse sind als Landesbeteiligung
ausschließlich und nur im unbedingt erforderlichen Ausmaß
für einen Zweck zu gewähren, der die Gründung oder Erwei-
terung einer Einrichtung der Eingliederungshilfe zum Ziel hat.

(3) Leistungsentgelte umfassen den zum laufenden Betrieb
notwendigen Personal- und Sachaufwand einschließlich einer
Aufwandsrate für Instandhaltungen und einer solchen für
Rationalisierungs- und Ersatzinvestitionen. Dabei sind die Leis-
tungsentgelte für den Personalaufwand unter Beachtung aller
Rechtsvorschriften, die bei der Beschäftigung von Dienst-
nehmern in den einzelnen Zweigen der Eingliederungshilfe
von Bedeutung sind, und unter Berücksichtigung arbeits-
rechtlich zwingender Dienstnehmeransprüche auf die Kosten
des im Vertrag gemäß § 12 Abs 1 festgelegten Personalstandes
beschränkt. 

(4) Die Landesregierung kann durch Verordnung Ober-
grenzen für die Leistungsentgelte festlegen, wobei zwischen
den unterschiedlichen Aufgabenstellungen und unter Bedacht-
nahme auf bauliche und ausstattungsmäßige Unterschied-
lichkeiten der Einrichtungen auch nach Kategorien unterschie-
den werden kann. In der Verordnung können auch nähere
Regelungen darüber getroffen werden, welche Berechnungs-
grundlagen bei der Festlegung von Leistungsentgelten
heranzuziehen und in welchem Verhältnis allfällige Investit-
ionszuschüsse von Trägern der Sozial- und Eingliederungshilfe
außerhalb des Bundeslandes Salzburg abzugelten sind, wenn
diese Salzburger Einrichtungen in Anspruch nehmen.

(5) Einrichtungen im Sinn des § 12 Abs 1 sind nicht
berechtigt, neben dem Leistungsentgelt, das ausschließlich
dem zuständigen Kostenträger in Rechnung zu stellen ist, von
Personen, für die die Leistung erbracht wird, und deren
unterhaltspflichtigen Angehörigen für die Erfüllung der über-
nommenen Verpflichtungen Kostenbeiträge zu verlangen.“

4. Im § 16 wird nach der Wortfolge „die Maßnahmen der
Eingliederungshilfe“ die Wortfolge „mit Ausnahme der Hilfe
zur sozialen Betreuung (§ 10a)“ eingefügt und folgender Satz
angefügt: „Hilfe zur sozialen Betreuung gilt als Hilfe zur
Sicherung des Lebensbedarfes.“

5. Im § 17 erhalten die Abs 2 und 3 die Absatzbezeich-
nungen „(4)“ bzw „(5)“ und wird nach Abs 1 eingefügt:

„(2) Der Behinderte hat nur aus seinem Einkommen zu den
Kosten der ihm gewährten Hilfe beizutragen. Bei Hilfe zur
sozialen Betreuung (§ 10a) ist jedoch auch ein verwertbares
Vermögen heranzuziehen. Die Verbindlichkeit zum Ersatz der
Kosten dieser Hilfe geht gleich einer anderen Schuld auf den
Nachlass des Behinderten über. Erben haften dabei jedoch
stets nur bis zur Höhe des Wertes des Nachlasses. Sie können
gegenüber Ersatzforderungen nicht einwenden, dass der
Behinderte zu Lebzeiten den Ersatz hätte verweigern können.
Handelt es sich bei den Erben um die Eltern, Kinder oder
Ehegatten des Behinderten, ist darauf Bedacht zu nehmen, dass
durch den Kostenersatz ihre Existenz nicht gefährdet wird.

(3) Bei Hilfe zur sozialen Betreuung (§ 10a) entfällt der
Kostenersatz:
a) für Kinder gegenüber Eltern,
b) für Eltern gegenüber volljährigen Kindern.“

6. Im § 23 wird angefügt: 
„(4) Die §§ 5 Abs 1, 10a, 12, 13, 16 und 17 in der Fassung

des Gesetzes LGBl Nr 28/2001 treten mit 1. Jänner 2001 in
Kraft. Einrichtungen der Eingliederungshilfe, mit deren Rechts-
träger nicht bis spätestens 31. Dezember 2001 ein privat-
rechtlicher Vertrag im Sinn des § 12 Abs 1 abgeschlossen wor-
den ist, dürfen nach diesem Zeitpunkt nicht mehr in Anspruch
genommen werden. Die Unterbringung von behinderten
Personen im Sinn dieses Gesetzes in Anstalten und Heimen
nach § 17 des Salzburger Sozialhilfegesetzes gilt als Hilfe zur
sozialen Betreuung nach § 10a dieses Gesetzes, soweit es sich
dabei nicht um eine Pflegeeinrichtung im Sinn des Salzburger
Pflegegesetzes handelt.“

Schreiner
Schausberger
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